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§ 1 Einleitung 

A. Hintergrund und Ziele der Untersuchung  
A. Hintergrund und Ziele  
Zu Beginn dieser Untersuchung im Jahr 2016 jährte sich der Erlass des deut-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes zum vierzigsten Mal, während Spanien 
nicht nur seine dreißigjährige Mitgliedschaft in der Europäischen Union fei-
erte, sondern sich auch gerade erst ein neues Verwaltungsverfahrensgesetz ge-
geben hatte. Die Frage nach der Kontinuität und Entwicklungsoffenheit des 
Verwaltungsverfahrensrechts in den beiden vielfach verwobenen Rechtsord-
nungen1 stellte daher einen Ausgangspunkt der Untersuchung dar. Sie stellt 
sich angesichts tiefgreifender politischer und gesellschaftlicher Veränderun-
gen, die nicht zuletzt mit der Europäischen Union in Zusammenhang stehen, 
auch im Verwaltungsverfahrensrecht mit neuer Vehemenz. Bereits ein erster 
Blick zeigt, dass die in einem hochgradig dynamischen, politisch aufgeladenen 
Spannungsfeld zwischen Unions- und Verfassungsrecht stehenden nationalen 
Verwaltungsverfahrensgesetze2 keinesfalls einheitlich auf die vielfachen Her-
ausforderungen moderner Verwaltung im Verbund- und Mehrebenensystem3 
reagieren. Die vorliegende Untersuchung spürt daher den Spuren unionsrecht-
licher Beeinflussung in den zwischen Statik und Flexibilität oszillierenden Re-
aktionsmustern des nationalen Verwaltungsverfahrensrechts nach. Davon aus-
gehend soll ein zweifaches Entwicklungspotenzial aufgezeigt werden. In erster 
Hinsicht betrifft dies die konkrete textliche Verarbeitung unionsrechtlicher 
Einflüsse durch systemgerechte Gesetzesänderungen. Zweitens soll abstrakt 
erörtert werden, wie Verwaltungsverfahrensgesetze aussehen könnten, die den 
Kontakt mit dem Unionsrecht produktiv verarbeiten. Im Fokus des Vergleichs 
soll somit die Frage stehen, wie die nationalen Verwaltungsverfahrensgesetze 
mit den vielgestaltigen unionsrechtlichen Einflüssen umgehen und welche 
Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Rechtsordnungen bestehen. 
Insbesondere wirkt das Unionsrecht mit seinen vielfältigen Vorgaben sowie 
durch die stellenweise Überlagerung nationalen Verwaltungsverfahrensrechts 
als „Kodifikationsbrecher“, der den umfassenden Regelungsanspruch eines 

 
1 Zu dem historisch-genetisch starken Einfluss der deutschen Verwaltungsrechtslehre auf 

die spanische s. Bacigalupo/Velasco, Die Verwaltung 36 (2003), S. 333 (335 ff.), § 2 B.II. 
2 S. dazu auch § 4 A.II. 
3 Zum Verwaltungsverbund s.u. § 2 C.I.2., zum Mehrebenenstaat, § 2 B.I./II. 
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allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes erodiert.4 Eine adäquate Antwort 
auf diese Herausforderung für nationale Systematik und Dogmatik zu finden 
ist deshalb heute eine eminent wichtige gesetzgeberische Herausforderung des 
Verwaltungsrechts. 
 Im Verwaltungsverfahrensrecht betrifft diese Herausforderung, und viel-
mehr noch die Frage der Kodifikation und Kodifizierbarkeit von Europäisie-
rungsprozessen, vornehmlich die allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze.5 
Konsequenterweise wird die Arbeit einen formalen Ansatz wählen, der diese 
Gesetze und die in ihnen geregelten Fragen in den Mittelpunkt der Untersu-
chung stellt.6 Wesentliche Strukturmerkmale der Gesetze und die an ihnen 
stattfindenden Europäisierungsprozesse sollen dabei vergleichend gegenüber-
gestellt werden, um die bereits aufgeworfenen Fragen der Kontinuität und Ent-
wicklungsperspektive der Regelungen sowie der Kodifizierbarkeit von Euro-
päisierungsprozessen zu beantworten. 
 Eine rechtsvergleichende Untersuchung wurde vor dem Hintergrund dieses 
Erkenntnisinteresses nicht nur deshalb angestellt, weil der spanische Reform-
gesetzgeber im Jahr 2015 die – zumindest theoretische – Chance einer umfas-
senden Reaktion auf die Determination des nationalen Rechts durch das euro-
päische Recht hatte. Ein solcher Vergleich erschien darüber hinaus bereits des-
halb vielversprechend, weil die Europäisierung ein Transformationsprozess ist, 
der zum Dialog zwischen den betroffenen nationalen Rechtsordnungen ein-
lädt.7 Die Parallelität der Herausforderungen in den beteiligten Rechtsordnun-
gen schafft dabei ein erhebliches Lernpotenzial. Der Vergleich soll daher dazu 
dienen, parallele Probleme zu identifizieren, die jeweiligen Lösungsstrategien 
zu vergleichen und de lege ferenda legislatorisches Verbesserungspotenzial 
herauszuarbeiten. Das Verwaltungsverfahrensrecht ist dabei nicht zuletzt we-
gen der Aktualität verschiedener Entwicklungen auf diesem Gebiet8 von be-
sonderem Interesse für eine wissenschaftliche Untersuchung. Dieses Erkennt-
nispotenzial wird durch die besonderen Charakteristika von Europäisierungs-
vorgängen im Verwaltungsverfahrensrecht noch potenziert. Diese erfolgen 
trotz der fehlenden Kompetenz der Union für das nationale allgemeine Ver-
waltungsverfahrensrecht9 und der mitgliedstaatlichen Verfahrensautonomie 
bei der Durchführung des Unionsrechts10, überwinden also erhebliche rechtli-
che Hindernisse.11 Ferner haben die dadurch angestoßenen Veränderungen 

 
4 Kahl, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Verwaltungsverfahren, 2002, S. 68 (112). 
5 S. dazu § 2 B. 
6 Näher zum Untersuchungsgegenstand s.u. § 2 A.I. 
7 Wahl, Herausforderungen und Antworten, 2006, S. 94 ff. 
8 Vgl. v.a. die Kodifikationsprojekte für das EU-Eigenverwaltungsrecht, s.u. § 3 H.III.3. 
9 S. unten § 2 C.I., vgl. auch Schoch, Juridica International 2014, S. 102 (105) m.w.N. 
10 Vgl. Art. 291 Abs. 1 AEUV. 
11 Ortega Álvarez/Plaza Martin, in: Ortega Álvarez/Arroyo Jimenez, Spanish Administ-

rative Law under European Influence, 2010, S. 9 (13). 
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potenziell weitreichende Konsequenzen, weil sie in allen Bereichen des beson-
deren Verwaltungsrechts relevant werden können. Die besondere Natur und 
Bedeutung der Europäisierung der Verwaltungsverfahrensgesetze verstärken 
mithin das hinter dieser Arbeit stehende kodifikatorisch-theoretische Erkennt-
nisinteresse. 

B. Methode 
B. Methode 
I. Verwaltungsrechtsvergleichung 

Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtswissenschaft sind seit ihrer Entste-
hung und waren insbesondere zu ihren frühen Glanzzeiten durch intensives, 
insbesondere innereuropäisches rechtsvergleichendes Arbeiten geprägt.12 Eine 
ausdifferenzierte Methodik wurde jedoch zunächst für die Privatrechtsverglei-
chung ausgearbeitet, die in der Folge eine größere Aufmerksamkeit erhielt.13 
Zwischenzeitlich wurde daher verschiedentlich darüber nachgedacht, ob das 
öffentliche Recht im Allgemeinen und das Verwaltungsrecht im Besonderen 
für die Rechtsvergleichung aufgrund seiner besonderen (politischen) Prägung 
durch nationale Eigenheiten ungeeignet sein könnte.14 Derartige Bedenken ge-
genüber der Verwaltungsrechtsvergleichung können heute jedoch gemeinhin 
als überwunden gelten.15 Insbesondere gewinnt die Rechtsvergleichung ange-
sichts der zunehmenden Internationalisierung des Verwaltungsrechts zuneh-
mend an Bedeutung.16 Als „Begegnung der Rechtsordnungen“17 schafft ferner 

 
12 Schmidt-Aßmann, ZaöRV 2018, S. 807 (813 ff.) m.w.N.; Schmidt-Aßmann, Dogmatik, 

2013, S. 26; Schiera, in: v. Bogdandy/Cassese/Huber, IPE, Bd. IV, 2011, § 68 Rn. 7 ff.; 
Schönberger, in: v. Bogdandy/Cassese/Huber, IPE, Bd. IV, 2011 Rn. 31; Jouanjan, in: v. 
Bogdandy/Cassese/Huber, IPE, Bd. IV, 2011, § 69 Rn. 6 ff. 

13 Fehling, EuR Beiheft 1, 2016, S. 59 (61 f.); Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 22 f.; Möl-
lers, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, GVerwR, Bd. 1, 2. Aufl. 2012, § 3 
Rn. 40; vgl. ferner Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 
47 ff. m.w.N. 

14 Öffentliches Recht als „Provinz des Staates“, vgl. Della Cananea, in: Ortega Álvarez, 
Studies on European Public Law, 2005, S. 63 (72 f.); ähnlich Bernhardt, ZaöRV 1964, S. 
431 (432); s. ergänzend Möllers, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, 
GVerwR, Bd. 1, 2. Aufl. 2012, § 3 Rn. 40 (berichtend), der annimmt, als ausdifferenzierte 
Referenzrechtsordnung vergleiche das deutsche Verwaltungsrecht traditionell weniger 
selbst, als dass es von außen als Vergleichsrechtsordnung herangezogen werde. 

15 Schmidt-Aßmann, Dogmatik, 2013, S. 25 f.; Schönberger, in: v. Bogdandy/Cassese/Hu-
ber, IPE, Bd. IV, 2011, § 71 Rn. 1 ff., 15 ff.; Starck, JZ 1997, S. 1021 (1023 ff.); Sommer-
mann, DÖV 1999, S. 1017 (1017 ff.); v. Bogdandy, in: v. Bogdandy/Cassese/Huber, IPE, 
Bd. IV, 2011, § 57 Rn. 10 ff.; Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 25 ff. 

16 Möllers, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, GVerwR, Bd. 1, 2. Aufl. 
2012, § 3 Rn. 41; Ruffert, Die Verwaltung, Beiheft 12 (2017), S. 165 (167 ff.) m.w.N. 

17 Wahl, in: Trute u.a., Allgemeines Verwaltungsrecht, 2008, S. 867 (889 ff., 897). 
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die Europäisierung neue Anreize für den Vergleich, während das Unionsrecht 
zugleich als Bezugspunkt dient.18 Nationale Besonderheiten sind daher nicht 
mehr als Hindernis zu verstehen, sondern fordern gerade zu einem besonders 
intensiven Vergleich und zur Entdeckung von Rechtsinnovationen heraus.19 

II. Einzelfragen 

1. Ziel 

Zu den früher ungeklärten Grundsatzfragen der Rechtsvergleichung gehörte 
diejenige, ob ein Rechtsvergleich nicht zielfrei als „Selbstzweck“ erfolgen 
sollte.20 Dieser Verengung kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Rechts-
vergleichung im öffentlichen Recht kann neben der rein wissenschaftlichen Er-
kenntnis (insbesondere durch die gewonnene Distanz zum eigenen Recht und 
den Zugang zu in anderen Rechtsordnungen gespeichertem Erfahrungswissen) 
namentlich der Förderung der Gesetzgebung und der Unterstützung der Recht-
sprechung dienen.21 In der Verwaltungsrechtswissenschaft im Kontext des Eu-
ropäischen Verwaltungsverbunds ermöglicht die Rechtsvergleichung darüber 
hinaus gemeinsames Lernen22 und richtet sich daher an konkreten Sachproble-
men aus.23 Dementsprechend wird sich auch diese Arbeit im Aufbau an einzel-
nen europäisierungsbedingten Anpassungsprozessen in den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen Deutschlands und Spaniens orientieren. Sie dient damit dem 
wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn und dem Aufspüren konkreten gesetzge-
bungspolitischen Verbesserungspotenzials. 

2. Bezugsrahmen und weitere Methodenfragen 

Jeder Vergleich bedarf dabei eines tertium comparationis, also eines gemein-
samen Ausgangspunktes.24 Diesen Bezugsrahmen stellt hier die Europäisie-
rung der Verwaltungsverfahrensgesetze in den beiden Vergleichsrechts-

 
18 Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 25 ff.; Fehling, EuR Beiheft 1, 2016, S. 59 (62 ff.). 
19 Schmidt-Aßmann/Dagron, ZaöRV 2007, S. 395 (396 f.). Krüger, in: FS Kriele, 1997, 

S. 1393 (1399). 
20 So Zweigert, in: Strupp/Schlochauer, Wörterbuch des Völkerrechts, Bd. 3, 2. Aufl. 

1962, S. 79 (80 f.); ähnlich Bernhardt, ZaöRV 1964, S. 431 (434 ff.); dagegen Starck, JZ 
1997, S. 1021 (1023 f.). 

21 Starck, JZ 1997, S. 1021 (1023 ff.); Schwind, JBl. 2/1956, S. 33 (33 ff.); vgl. das Zitat 
von Martin Kriele („gespeicherte Erfahrungsweisheit der Völker“) bei Sommermann, DÖV 
1999, S. 1017 (1020); zu weiteren Zwecken s. Schmidt-Aßmann, ZaöRV 2018, S. 807 
(850 ff.); Bullinger, in: FS Schlechtriem, 2003, S. 331 (332 ff.). 

22 Schmidt-Aßmann/Dagron, ZaöRV 2007, S. 395 (397). 
23 Schmidt-Aßmann, Dogmatik, 2013, S. 26 f.; vgl. auch bereits Ebert, Rechtsverglei-

chung, 1978, S. 28 f.; zustimmend Starck, JZ 1997, S. 1021 (1028 f.). 
24 Zu dieser Notwendigkeit s. Ebert, Rechtsvergleichung, 1978, S. 26. 
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ordnungen dar.25 Innerhalb dieses Rahmens sollen die Einwirkungen des euro-
päischen Rechts auf das nationale allgemeine Verfahrensrecht und dessen Re-
aktionen vergleichend gegenübergestellt werden.26 Der Vergleich ist mithin – 
wie jeder Verwaltungsrechtsvergleich – institutionsbezogen, spezifisch norm-
orientiert und erfolgt anhand einer bestimmten Grundkonstellation.27 Nach 
dem „Grundsatz der Funktionalität“ werden Rechtsinstitute dabei im Hinblick 
auf ihre ähnliche Funktion und nicht allein anhand ihrer systematischen Zuord-
nung verglichen.28 Ferner ist es ein Anliegen dieser Arbeit, sich der Rolle ein-
zelner Rechtsinstitute im Gesamtsystem und dessen Funktionsweise stets be-
wusst zu sein.29 Daher wird nach einer Einbettung der relevanten Vergleichs-
objekte und -parameter in ihren Regelungs- und Wirkungszusammenhang30 
eine nach Sachproblemen geordnete Gegenüberstellung anhand der zentralen 
Europäisierungsprozesse in den beiden Gesetzen unternommen.31 

3. Einzelschritte des Vergleichs 

Die somit grob skizzierte Methodik lässt sich in die folgenden Einzelschritte 
aufteilen.32 Erster Schritt der Rechtsvergleichung ist die Auswahl der zu 

 
25 Zur Erforderlichkeit des Bezugsrahmens Schmidt-Aßmann, ZaöRV 2018, S. 807 (820). 
26 Es handelt sich dabei um ein „originär rechtsvergleichendes Thema“, s. Schmidt-Aß-

mann, ZaöRV 2018, S. 807 (846). Ähnlich Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 39 ff. 
27 Schmidt-Aßmann, ZaöRV 2018, S. 807 (816 ff.). Der Institutions- und Normbezug liegt 

hier bereits im Vergleichsobjekt, den Verwaltungsverfahrensgesetzen, s. § 2 B., begründet. 
Deren Europäisierung (s. § 2 C.) stellt die der Untersuchung zu Grunde liegende Grundkon-
stellation dar. 

28 Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 27; Sommermann, DÖV 1999, S. 1017 (1023); Gamper, 
Die Regionen mit Gesetzgebungshoheit, 2004, S. 6. Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 200 ff. 
widerlegt ferner die Kritik von Legrand, in: Beaumont/Lyons/Walker, Convergence and Di-
vergence, 2002, S. 225 (225 ff.) an diesem funktionalen Ansatz. 

29 Strebel, ZaöRV 1964, S. 405 (410 f.); Starck, JZ 1997, S. 1021 (1026). Weitergehend 
für eine umfassende Berücksichtigung außerrechtlicher Aspekte Schmidt-Aßmann, ZaöRV 
2018, S. 807 (838 ff.); ähnlich Krüger, in: FS Kriele, 1997, S. 1393 (1399). Diese erfolgt 
hier angesichts des kodifikationsbezogenen Vergleichsthemas (s.o. § 1 A.) jedoch nur, sofern 
dies dringend geboten ist.  

30 S. u., § 2 B./C. (Verwaltungsverfahrensgesetze und Europäisierung). 
31 S.u. § 3, dazu auch sogleich die folgenden beiden Unterpunkte. Eine Unterscheidung 

zwischen Makro- und Mikrovergleichung [dazu noch Zweigert/Kötz, Einführung in die 
Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 4 f.; Gamper, Die Regionen mit Gesetzgebungshoheit, 
2004, S. 7 f.; Eichenhofer, NZS 1997, S. 97 (98 ff.); Ruffert, in: Schmidt-Aßmann/Hoff-
mann-Riem, Methoden, 2004, S. 165 (169)] kann dabei jedoch nicht getroffen werden; 
ebenso Neidhardt, Bausteine, 2008, S. 28 f. m.w.N.; Schmidt-Aßmann, ZaöRV 2018, S. 807 
(838). 

32 Zu den einzelnen Schritten s. auch Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsverglei-
chung, 3. Aufl. 1996, S. 40 ff. Diese für das Zivilrecht entwickelten Einzelschritte lassen 
sich nach hier vertretener Auffassung gut auf das öffentliche Recht anwenden, das sich im 
Hinblick auf konkrete Vorgehensweisen zum Teil immer noch in einem „Zustand der 
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vergleichenden Rechtsordnungen. Gegenstand dieser Untersuchung sind die 
deutsche und die spanische Verwaltungsrechtsordnung. Für deren Auswahl 
spricht, dass die beiden Systeme aufgrund der relativ umfassenden Rezeption 
des deutschen Verwaltungsrechts in Spanien eine gewisse Nähe aufweisen, so-
dass vergleichbare Europäisierungsvorgänge beobachtet werden können.33 Mit 
einer vergleichenden Darstellung, die vom deutschen Recht ausgeht, kann der 
bisher zu beobachtende, einseitige Rezeptionsstrom darüber hinaus umgekehrt 
werden. Für einen Vergleich gerade zum jetzigen Zeitpunkt spricht nicht zu-
letzt die Neufassung des spanischen Verwaltungsverfahrensgesetzes im Jahr 
2015, anhand derer der Umgang des Gesetzgebers mit den Europäisierungs-
prozessen untersucht werden kann. 
 In einem zweiten Schritt der Rechtsvergleichung müssen die Fragen formu-
liert werden, die die Untersuchung leiten sollen. Dies geschieht sogleich im 
nächsten Punkt.34 
 Im dritten Schritt erfolgt sodann die nach Sachproblemen geordnete Dar-
stellung der beiden Rechtsordnungen.35 Bei der Benennung der einzelnen Prob-
leme müssen dabei weitmaschigere, dem nationalen Dogmatiker notwendiger-
weise etwas unpräzise erscheinende Systembegriffe gewählt werden.36 Denn 
der eigentliche Vergleich beginnt erst mit der Betrachtung des Rechts von ei-
nem höheren Standpunkt aus,37 sodass bei der Bezeichnung der Rechtsinstitute 
nicht immer die zwar exakteren, dafür aber auch mit bestimmten Bedeutungen 
vorbesetzten Begriffe aus dem nationalen Kontext verwendet werden können. 
In einem vierten Schritt erfolgt die Wertung der im Vergleich gewonnenen Er-
gebnisse, die der Beantwortung der gestellten Leitfragen dient.38 

 

Orientierungssuche“ befindet (Ruffert, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Methoden, 
2004, S. 165 [168]). Weiterführend zu zahlreichen Einzel- und Grundsatzfragen und zu den 
Eigenheiten der Verwaltungsrechtsvergleichung jüngst aber erneut Schmidt-Aßmann, 
ZaöRV 2018, S. 807 (816 ff.). 

33 S. dazu § 2 C.II. Zur Rezeption des deutschen Verwaltungsrechts in Spanien s. Velasco, 
Die Verwaltung 48 (2015), S. 383 (383 ff.); Bacigalupo/Velasco, Die Verwaltung 36 (2003), 
S. 333 (335 ff.); vgl. auch bereits Nieto García, RAP 32 (1960), S. 75 (75 ff.); Bullinger, in: 
FS Schlechtriem, 2003, S. 331 (339 f.). 

34 S.u. § 1 B.III. 
35 Diese empfiehlt bereits Ebert, Rechtsvergleichung, 1978, S. 145 f. S. hier § 3. 
36 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 43 ff., Kötz, 

RabelsZ 1990, S. 203 (209 f.). Dies versteht Gamper, Die Regionen mit Gesetzgebungsho-
heit, 2004, S. 9 ff. als eine Ausprägung des Grundsatzes der Funktionalität. 

37 Schwartze, in: Riesenhuber, Europäische Methodenlehre, 3. Aufl. 2015, S. 54. 
38 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl. 1996, S. 46 f.; s. hier 

die §§ 4 und 5. 
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III. Leitfragen 

Die Untersuchung will die Frage klären, inwieweit die allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetze in Spanien und Deutschland als „europäische Gesetze“ 
bezeichnet werden können.39 Dazu wird zunächst untersucht, was unter euro-
päischem Einfluss mit diesen Regelungswerken „geschieht“ (§ 3). Diese Ge-
genüberstellung wird sodann zeigen, wie eine Rechtsordnung von dem Um-
gang der jeweils anderen mit bestimmten Problemen lernen und welche Rege-
lungsimpulse sie dazu integrieren kann (§§ 4, 5). Dieser Ansatz lässt sich in 
die folgenden Fragen untergliedern: 
1. Welche Probleme, Entwicklungen und prägenden Einflüsse der Europäisie-

rung sind in den jeweiligen nationalen Verwaltungsverfahrensgesetzen zu 
beobachten? 

2. Wie hat der (Reform-)Gesetzgeber darauf reagiert? 
3. Kann man mit Blick auf die nationalen Verwaltungsverfahrensgesetze be-

reits von „europäischen“ Gesetzen sprechen oder reagiert der nationale Ge-
setzgeber nur defensiv mit punktuellen Minimalregelungen – wenn ja, aus 
welchen Gründen? 

4. Welche zukünftigen Herausforderungen und Chancen bestehen für den Ge-
setzgeber und die Wissenschaft? 

5. Wie können die untersuchten Rechtsordnungen bei der Bewältigung dieser 
Herausforderungen voneinander lernen und welche konkreten rechtspoliti-
schen Vorschläge lassen sich formulieren? 

C. Gang der Untersuchung  
C. Gang der Untersuchung 
Die Arbeit wird zur Beantwortung der o.g. Leitfragen in folgenden Schritten 
vorgehen: Nach der Eingrenzung des Themas und Begriffsklärungen (§ 2) folgt 
mit dem Vergleichsteil der Schwerpunkt der Untersuchung (§ 3). Dort findet 
eine Analyse der wesentlichen Probleme der Europäisierung der Verwaltungs-
verfahrensgesetze in den beiden Rechtsordnungen statt, indem die für einzelne 
Institute des Verwaltungsverfahrensrechts beschriebenen Europäisierungsvor-
gänge verglichen werden. Die Ergebnisse dieses Vergleichs dienen der Beant-
wortung der o.g. Leitfragen, liefern Rückschlüsse auf Mechanismen und Wir-
kungsweisen der Europäisierung und generieren Regelungsimpulse (§ 4). 

 
39 Begriff nach Kahl, NVwZ 2011, S. 449 (455). 



   

§ 2 Untersuchungsgegenstand und Vorklärungen 

A. Begriffliche und thematische Eingrenzung 
Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 
Gegenstand der Untersuchung ist die Europäisierung der allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetze in Deutschland und Spanien.1 Dieser formale Zugriff 
leitet die Untersuchung, indem aus der Weite des allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensrechts diejenigen Europäisierungsprozesse herausgegriffen und so-
dann vergleichend nebeneinandergehalten werden, die sich in den allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzen abspielen oder erhebliche Rückwirkungen auf 
diese haben. Damit geht eine zweifache Beschränkung einher. Zum einen sol-
len in Spezialgesetzen geregelte besondere Verfahren grundsätzlich nicht Ge-
genstand der Untersuchung sein. Zum anderen werden auch solche Europäisie-
rungsprozesse nicht untersucht, die zwar das allgemeine Verwaltungsverfah-
rensrecht betreffen, sich jedoch außerhalb der allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetze abspielen. Dadurch scheiden in das besondere Verwaltungsrecht 
verlagerte Themen wie die Europäisierung des Verwaltungsvertrages2 oder des 
Transparenzrechts3 von vorneherein aus. 
 Hintergrund dieses Untersuchungsansatzes ist der formal-kodifikatorische 
Zugriff der Arbeit auf das allgemeine Verwaltungsverfahrensrecht. Dieser soll, 
geleitet von dem primär kodifikatorischen Erkenntnisinteresse der Untersu-
chung gesetzgeberisches Verbesserungspotenzial für die im Fokus der Unter-
suchung stehenden Regelwerke aufzeigen. 

 
1 Dazu ausführlich unten § 2 B.I./II. 
2 Im deutschen Recht ist v.a. das Vergaberecht betroffen, s. dazu Ruffert, Die Verwaltung 

41 (2008), S. 543 (555, 562 ff.); Ziekow, NVwZ 2005, S. 263 (264); Fehling, in: Leible/Ter-
hechte, Rechtsschutz- und Verfahrensrecht, 2013, § 3 Rn. 65. Im spanischen Recht existiert 
eine Kodifikation des öffentlichen Vertrags- und Vergaberechts, das Gesetz 9/2017, v. 
8.11.2017, de Contratos del Sector Público, BOE-A-2017-12902. Zu dessen unionsrechtli-
chen Ursprung und zur Europäisierung, s. Baño León, RAP 151 (2000), S. 11 (11 ff.). 

3 Es existiert jeweils ein spezialgesetzliches Informationsfreiheits- und Transparenzrecht; 
s. für Deutschland insbesondere das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes v. 2.9.2005, 
BGBl. I, S. 2722, vgl. Classen, Gute Verwaltung, 2008, S. 151, 453. Für Spanien, s. das 
Gesetz 19/2013 v. 9.12.2013 de transparencia, acceso a la información pública y buen go-
bierno, BOE-A-2013-12887, auf welches der Art. 13 Abs. 1 lit. d LPAC verweist; vgl. dazu 
González Ríos, in: Gamero Casado/Fernández Ramos/Valero Torrijos, Tratado, Bd. 1, 2017, 
S. 1523 (1539 f.) m.w.N. 
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B. Die Verwaltungsverfahrensgesetze 
B. Die Verwaltungsverfahrensgesetze 
I. Deutschland 

1. Gesetze 

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht im deutschen Recht das VwVfG des 
Bundes. Es stellt den Abschluss einer langen Entwicklung bis zu einer Kodifi-
kation des Verwaltungsverfahrensrechts dar. Obwohl es bei der Systematisie-
rung des deutschen Verwaltungsrechts im 19. Jahrhundert schwerpunktmäßig 
um das materielle Recht ging, bildeten sich parallel zur Entstehung des bürger-
lichen Rechtsstaates Grundsätze des Verwaltungsverfahrens heraus.4 So war 
ein mehrstufiges Verwaltungsverfahren mit einem „Recht zur Bemerkung“ und 
Regelungen zu Einwendungen bereits im preußischen Enteignungsgesetz vom 
11.6.1874 enthalten;5 es folgten vereinzelt Regelungen auf Länderebene.6 
 Obwohl auch in der Nachkriegszeit weitere derartige Regelungen erfolgten,7 
blieb ungeklärt, ob das Verwaltungsverfahren überhaupt in einem allgemeinen 
Gesetz kodifiziert werden könne. Zwar hatten die erlassenen Landesgesetze 
gezeigt, dass es nicht schon nach der Rechtsnatur des Verfahrens unmöglich 
war, dieses in Gesetzesform zu gießen.8 Problematisch schien aber weiterhin, 
ob annexe Materien des allgemeinen Verwaltungsrechts in einem solchen Ge-
setz mitgeregelt werden sollten und ob man mit einer allgemeinen Regelung 
den Anforderungen der modernen, spezialisierten Verwaltung gerecht werden 
konnte.9 So dauerte es nach intensiven Diskussionen noch mehrere Jahrzehnte, 

 
4 Pünder, in: Ehlers/Pünder, Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2016, § 13 Rn. 2; Schmidt-Aß-

mann, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, GVerwR, Bd. 2, 2. Aufl. 2012, § 27 
Rn. 5 ff. 

5 Pünder, in: Ehlers/Pünder, Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2016, § 13 Rn. 2; Kahl, in: 
Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Verwaltungsverfahren, 2002, S. 68 (68). 

6 Vorbildwirkung spricht Kahl, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsver-
fahren und Verwaltungsverfahrensgesetz, 2002, S. 68 (69) auch dem österreichischen Bun-
desgesetz über das allgemeine Verwaltungsverfahren v. 21.7.1925 (BGBl. 1925, S. 274) zu. 
Zu nennen sind ferner das preußische Landesverwaltungsgesetz v. 30.7.1883 (PrGS 1883, 
S. 195), das bremische Gesetz über das Verwaltungsverfahren und den Verwaltungszwang 
v. 11.4.1934 (GBl. 1934, S. 132), die Landesverwaltungsordnung für Thüringen v. 10.6.1926 
(GS 1926, S. 177; i.d.F. v. 22.7.1930 s. auch GS 1930, S. 123). S. ferner auch den württem-
bergischen Entwurf Kommission für die Landesordnung des Allgemeinen Öffentlichen 
Rechts, Verwaltungsrechtsordnung für Württemberg, 1931. 

7 Vgl. das Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung des Saarlandes, v. 13.7.1950 
(ABl. 1950, S. 796), das Landesverwaltungsgesetz Baden-Württemberg v. 7.11.1955 (GBl. 
1955, S. 225) sowie das Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung v. 2.10.1958 
(GVBl. 1958, S. 951). 

8 S. dazu Rogall-Grothe, in: Hill u.a., 35 Jahre VwVfG, 2011, S. 17 (18). 
9 Kahl, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Verwaltungsverfahren, 2002, S. 68 (70). 
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bis am 1.1.1977 das 1976 erlassene Bundes-VwVfG (BVwVfG) in Kraft trat.10 
Das VwVfG hat seither vergleichsweise wenige Änderungen erfahren.11 Als 
für diese Arbeit relevant ist zunächst das VwVfÄndG von 1996 hervorzuheben, 
das durch Änderungen der §§ 48, 49 und Einführung des § 49a VwVfG den 
zuvor im Haushaltsrecht geregelten rückwirkenden Widerruf von Subventions-
bescheiden ergänzte.12 Im selben Jahr änderte das GenBeschlG die §§ 71 ff. 
VwVfG und fügte umstrittene Heilungsmöglichkeiten bzw. eine erweiterte Un-
beachtlichkeit für Verfahrensfehler in die §§ 45, 46 VwVfG ein.13 Das 3. 
VwVfÄndG von 2002 regelte elektronische Kommunikationsformen im Ver-
waltungsverfahren und führte dazu insbesondere § 3a VwVfG ein.14 Im Jahr 
2009 erfolgten umfassende Änderungen durch das 4. VwVfÄndG, die der Um-
setzung der Dienstleistungsrichtlinie im VwVfG dienten.15 

2. Gesetzgebungskompetenzen 

Der Bundesgesetzgeber verfügt nicht über eine umfassende Kompetenz zur Re-
gelung des Verwaltungsverfahrens oder von dessen Grundsätzen, sodass das 
Verfahrensrecht der Landesverwaltungen im BVwVfG nicht umfassend mitge-
regelt werden konnte.16 Dies liegt in der nach der Art von Verwaltungsverfah-
ren differenzierenden Kompetenzregelung des GG begründet. So hat der Bund 
nach Art. 73 ff., 83 ff. GG die Gesetzgebungskompetenz für die Verfahren der 

 
10 Zur Diskussion s. Kahl, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Verwaltungsverfahren, 

2002, S. 68 (70 f.); Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 9. Aufl. 2018, Einl. Rn. 14 ff.; 
Bundesminister des Innern, Bericht der Sachverständigenkommission für die Vereinfachung 
der Verwaltung, 1960. Die Musterentwürfe zum VwVfG sind veröffentlicht in: Bundesmi-
nister des Innern, Musterentwurf eines Verwaltungsverfahrensgesetzes, 2. Aufl. 1968 (mit 
EVwVfG 1963 im Anhang). 

11 Ramsauer, in: Kopp/Ramsauer, VwVfG, 19. Aufl. 2018, Einf. I Rn. 29. Einige hier 
nicht aufgeführte Änderungen waren lediglich redaktioneller Art (so z.B. bereits vor Erlass 
die Änderung von § 20 Abs. 5 VwVfG durch Art. 7 Nr. 4 des AdoptionsG v. 2.7.1976, BGBl. 
I 1976, S. 1749). 

12 Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften v. 2.5.1996, 
BGBl. I 1996, S. 656. 

13 Genehmigungsbeschleunigungsgesetz v. 12.9.1996, BGBl. I 1996, S. 1354, (vgl. BT-
Drucks. 13/3995). Zur Kritik s. Ramsauer, in: Kopp/Ramsauer, VwVfG, 19. Aufl. 2018, 
Einf. I Rn. 31 m.w.N.; Koch, NVwZ 1996, S. 215 (219 ff.). Zur Reform insgesamt 
Schmitz/Wessendorf, NVwZ 1996, S. 955 (956 ff.). 

14 Drittes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften v. 
21.8.2002, BGBl. I 2002, S. 3322. 

15 Viertes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften v. 
17.12.2008, BGBl. I 2008, S. 2418. Zu diesen Änderungen s. im Detail auch § 3.E.I.  

16 Zur Diskussion s. Bettermann, VVDStRL 1958, S. 122 (154 ff.); Neuser, Die Gesetz-
gebungkompetenzen für das Verwaltungsverfahren, 1974, S. 108 ff. Vgl. aus heutiger Sicht 
Henneke/Ruffert, in: Knack/Henneke, VwVfG, 10. Aufl. 2014, Vor § 1 Rn. 5; Schmidt-Aß-
mann, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, GVerwR, Bd. 2, 2. Aufl. 2012, § 27 
Rn. 9. 
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